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Forum:  

B9: Durchstarten ins Berufsleben – Integrationsstrategien für Jugendliche 

Moderation: 

Dietmar Herdes 

Referenten: 

Thomas Pleye  

Dr. Herbert Wiedermann 

Tina Hofmann 

Claus-Dieter Rückel  

Andreas Köster  
 

 

Protokoll 

Einstiegsreferat  
Thomas Pleye 
 

1) Kernaussagen (in Ergänzung zu vorliegend. Skript/ Präsentation):  

Die Präsentation enthält alle wesentlichen Aussagen des Referates 

2) Wichtige Fragen/ Antworten zum Referat selbst: 

 

3) Diskussion zum Referat selbst: 
 
4) Ergebnisse: 
 

Co-/ Impuls- 
referat 1  
Dr. Herbert 
Wiedermann 

1) Kernaussagen (in Ergänzung zu vorliegend. Skript/ Präsentation):  

Die Präsentation enthält alle wesentlichen Aussagen des Referates 

2) Wichtige Fragen/ Antworten zum Referat: 

 
3) Diskussion zum Referat selbst: 

 

4) Ergebnisse: 
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Co-/ Impuls- 
referat 2 
Tina Hofmann 

1) Kernaussagen (in Ergänzung zu vorliegend. Skript/ Präsentation):  

Die Präsentation enthält alle wesentlichen Aussagen des Referates 

2) Wichtige Fragen/ Antworten zum Referat: 

 
3) Diskussion zum Referat selbst: 

 

4) Ergebnisse: 

 

Co-/ Impuls- 
referat 3 
Claus-Dieter 
Rückel 

1) Kernaussagen (in Ergänzung zu vorliegend. Skript/ Präsentation):  

Die Präsentation enthält alle wesentlichen Aussagen des Referates 

2) Wichtige Fragen/ Antworten zum Referat: 

 
3) Diskussion zum Referat selbst: 

 

4) Ergebnisse: 

 

Co-/ Impuls- 
referat 4 
Andreas Köster 

1) Kernaussagen (in Ergänzung zu vorliegend. Skript/ Präsentation):  

Die Präsentation enthält alle wesentlichen Aussagen des Referates 

2) Wichtige Fragen/ Antworten zum Referat: 

 
3) Diskussion zum Referat selbst: 

 

4) Ergebnisse: 
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Gesamtdiskus-
sion: (wesentliche 
Themen) 

Mobilität Jugendli-
cher 
 
 
 
 
 
 
Konzertierte An-
strengungen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Wichtige Beiträge: 

Frage zum Vortrag Hr. Pleye: Kann es Ziel sein, Jugendliche in einer 
Region/einem Bundesland zu halten oder muss man sie nicht 
auffordern, mobil zu sein und zu den Arbeits-/Ausbildungsstellen zu 
gehen? 

Antworten: 

• Vorrangig ist Integration, nicht Bindung an eine Region; in 
ostdeutschen Ländern nicht nur große Abwanderung, sondern 
auch zu wenig Zuwanderung;  

• Um Arbeit dort attraktiver zu machen, müssen Bedingungen 
wie z.B. Lohnniveau oder Entwicklungsperspektiven 
verbessert werden 

 

Forderung aus dem Publikum nach mehr konzertierten Aktionen, die 
auch Schulen einbeziehen 

Antworten: 

• Bei der Integration Jugendlicher erweist sich der Föderalis-
mus als Herausforderung 

• Zusammenarbeit Kommunen-Länder-Bund muss intensiviert 
werden; vorrangige Verantwortung im lokalen Netzwerk 
haben nicht die Träger der Grundsicherung sondern die Ju-
gendhilfe 

• Schulen müssen sich stärker öffnen für Berufswegplanung 
und Zusammenarbeit mit Wirtschaft 

• Jeder Teil muss seinen Beitrag zur Integration Jugendlicher 
leisten 

• Viele Jugendliche werden über formale (Schul-) 
Bildungsangebote nicht mehr erreicht; daher muss es 
daneben informelle Angebote geben (z.B. der Jugendhilfe) 

• Forderung: „Roter Faden Entwicklungsprozess Jugendliche“ 
von der Schule über die Agenturen für Arbeit (AA) bis zu den 
Trägern der Grundsicherung; flächendeckend soll in den 
Schulen eine intensive Berufsorientierung und Berufswegpla-
nung betrieben werden 

• „Innovationskreis politische Bildung“ propagiert modulare 
Ausbildungsabschnitte für benachteiligte Jugendlichen wie 
z.B. Altbewerber; in einer Situation des verstärkten Fachkräf-
temangels werden auch benachteiligte Jugendliche von den 
Arbeitgebern nachgefragt 

• Die Arbeitsgemeinschaft (ARGE) kann Probleme, die durch 
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Problematische 
Schnittstellen 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Koordinierung der 
Aufgaben 
 
 
 
 
 
 
 
 

die hohe Quote der Schulabbrecher und Schulversager ent-
stehen, nicht kompensieren; notwendig sind mehr Ganztags-
schulen und Schulsozialarbeit und weniger Bestenauslese; 
Förderung muss im Kindergarten beginnen; Lehrer sollten 
stärker mit der Arbeitswelt konfrontiert werden (z.B. durch 
Betriebsbesuche und Praktika) 

Anmerkung aus dem Publikum: Unterschiedliche Zuständigkeiten bei 
Jugendlichen (SGB II, III, VIII) problematisch; Appell an den 
Gesetzgeber: Schnittstellen müssen behoben werden; ideal ist die 
Dienstleistung aus einer Hand 

Antworten: 

• Vor Ort hilft eine enge Abstimmung der beteiligten Akteure 
(Schulen, AA, Träger der Grundsicherung, Jugendhilfe) 

• Grundsätzliche Probleme an den Schnittstellen müssen über 
Kommunal-, Landes- und Bundespolitiker kommuniziert wer-
den 

• Schnittstellen werden auch bei Übertragung der Ausbildungs-
vermittlung (AusbV) nicht gelöst; egal, wie man diese organi-
siert, in der derzeitigen Gesetzeslage werden immer Schnitt-
stellen bleiben 

• Die Wohlfahrtsverbände beobachten, dass eine AusbV durch 
die AA leistungsstarken Jugendliche stärker zugute kommt, 
während benachteiligte Jugendliche, die mehr Förderung be-
nötigen, erfolgreicher durch die Träger der Grundsicherung 
betreut werden 

• Es wird bedauert, dass der Bundesgesetzgeber bisher keine 
Initiativen erkennen lässt, die Schnittstellen bei der Betreuung 
und Vermittlung Jugendlicher zu beheben 

• Im „Dienstleistungszentrum U 25“ in der ARGE Nürnberg wer-
den jugendliche eHb ab 15 Jahren von einem Spezialisten 
(„Jugendlichen-pAp“) betreut 

• Forderung der kommunalen Partner: AA und ARGEn müssen 
„durchlässiger“ werden für kommunale Hilfeleistungen 

 

Anmerkung aus dem Publikum: es fehlt an einem gesetzlichen Auf-
trag, wie die Aufgaben und Rechtskreise koordiniert bzw. harmonisiert 
werden können, sowie eine Rollenzuteilung für die beteiligten Akteure 

Antworten: 

• Ein übergreifender Ansatz ist wichtig, aber jeder Part (AA, 
Grundsicherungsträger, Jugendhilfe, etc.) muss seine Aufga-
ben übernehmen 
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Dienstleistungen 
für Arbeitgeber 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

• Bundesländer sind insbesondere bei der Schulbildung und 
beruflichen Bildung gefordert sowie bei der Schulsozialarbeit, 
um Schul- und Ausbildungsabbrüche zu reduzieren 

• Die Behörden müssen versuchen, ihr bürokratisches Image 
abzulegen und auf Jugendliche zuzugehen (aufsuchende Ar-
beit), um bei diesen eine größere Akzeptanz und Wirkung zu 
entfalten 

• Es gibt kaum Erkenntnisse über Anzahl und Zusammenset-
zung der Gruppe der „Drop outs“; diese sind nur über eine 
nachgehende Sozialarbeit zu erreichen 

 

Ergänzung aus dem Publikum:  

• Ausbildungsvermittlung muss in eine Hand gegeben werden: 
der persönliche Absprechpartner schaltet zwar die 
Berufsberatung ein, bleibt aber „Herr des Verfahrens“ 

• Dienstleistung aus einer Hand ist sowohl für Jugendliche als 
auch für Arbeitgeber effizienter 

 

Anmerkung aus dem Publikum: 

• Die Thematik des Forums sollte auch die Arbeitgeberperspek-
tive einbeziehen: diese sind angewiesen auf Fachkräftenach-
wuchs; gute Erfahrungen wurden in der AA Landau mit einem 
(u.a. von Arbeitgebern vergebenen) Gütesiegel für Schulen 
gemacht, die sich bei der Berufsorientierung besonders enga-
gieren; außerdem sollten AA und ARGEn die Arbeitgeber 
über Fachkräftemangel und dessen Vorbeugung informieren 
sowie Betriebsbesuche für Lehrer anbieten 

Antworten:  

• Stärkere Einbindung der Wirtschaft ist wichtig; allerdings inte-
ressieren sich Arbeitgeber in der Regel nicht für die Sozial-
gesetze; daher müssen AA und Träger der Grundsicherung 
auf diese zugehen und bei ihren spezifischen Problemen (z.B. 
Fachkräftemangel) Unterstützung anbieten 

• Gute Arbeitgeberkontakte sind substantiell für den Einsatz der 
neuen Instrumente wie Kombilohn für Jugendliche oder Be-
schäftigungszuschuss; diese müssen flankiert werden durch 
eine passgenaue Vermittlung sowie (Nach-) Betreuung der 
Jugendlichen 

• In Sachsen-Anhalt kooperieren Schule und Wirtschaft inten-
siv; vollkommen unbefriedigend ist die Bereitschaft der Leh-
rer, sich in Unternehmen umzusehen  
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Ergebnisse und 
Vereinbarungen 

• Intensive Kooperation aller Beteiligten ist bei der Integration 
Jugendlicher wichtig; dies bezieht die Schulen ein 

• Dienstleistungen sollten aus einer Hand erfolgen 

• Schnittstellen müssen behoben werden; hier ist der Gesetzgeber 
gefordert 

• Besondere Bedürfnisse von Arbeitgebern müssen berücksichtigt 
werden 

 

 


